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EDITORIAL

Nah am Wasser gebaut?
Es gibt gute Nachrichten!

Endlich einmal eine gute Nachricht für
Städte und Gemeinden, die sprichwörtlich
„nah am Wasser gebaut“ sind: Als Kon-
sequenz aus der letzten Hochwasserkata-
strophe stocken Bund und Länder ihre In-
vestitionen für den präventiven Hochwas-
serschutz deutlich auf. Allein der Bund
stellt in den nächsten Jahren mehr als 300
Millionen Euro für den natürlichen und
technischen Hochwasserschutz zur Verfü-
gung und löst damit Zusagen ein, die nach
der Flut im Sommer 2013 gemacht und
im Nationalen Hochwasserschutzpro-
gramm verankert worden sind. Die Bun-
desregierung hatte sich im Koalitionsver-
trag dazu bekannt, sich stärker koordinie-
rend beim Hochwasserschutz einzubrin-
gen. Papier – zumal in Berlin – ist oft genug
geduldig. Um so mehr freut es mich, dass
das, was im Koalitionsvertrag niederge-
schrieben wurde, jetzt auch tatsächlich
umgesetzt wird.

Bundesumweltministerin Barbara Hen-
dricks und Bundeslandwirtschaftsminister
Christian Schmidt stellten dieser Tage die
nächsten Schritte vor. Barbara Hendricks
lobte die gemeinsame Kraftanstrengung
von Bund und Ländern: „Bund und Länder
ziehen an einem Strang, um den Hoch-
wasserschutz in Deutschland weiter zu
verbessern. Das Nationale Hochwasser-
schutzprogramm ist Ausdruck der Solida-
rität zwischen den Bundesländern. Dies
zeigt sich vor allem im fairen Ausgleich
zwischen Ober- und Unterliegern. Der
Bund in seiner koordinierenden Rolle wie-
derum hat die Voraussetzungen geschaf-

fen, damit den Flüssen mehr Raum gege-
ben und das Risiko einer vergleichbaren
Hochwasserkatastrophe auf mittlere Sicht
entscheidend vermindert werden kann.
Unsere Devise lautet: Vorbeugen ist besser
als hinterher Schäden beseitigen.“ Ein
Motto, das auch ich, sei es beruflich oder
privat, immer beherzigt habe und damit
stets gut gefahren bin.

Landwirtschaftsminister Christian Schmidt
betonte, dass die zur Verfügung stehen-
den Mittel für den Hochwasserschutz an-
gesichts der extremen Hochwasserereig-
nisse in den letzten Jahren deutlich erhöht
wurden: „Für einen Sonderrahmenplan
‚Präventiver Hochwasserschutz‘ der im
Haushalt des Bundesministeriums für Er-
nährung und Landwirtschaft verankerten
Gemeinschaftsaufgabe ‚Verbesserung
der Agrarstruktur und des Küstenschut-
zes‘ wurden zunächst 20 Millionen Euro
für das Jahr 2015 veranschlagt. Danach
wird der Bund im Rahmen des Investiti-
onspakets 2016 bis 2018 zusätzliche Mit-
tel für den präventiven Hochwasserschutz
in Höhe von 100 Millionen Euro jährlich
bereitstellen“, sagte Schmidt. „Mein
Dank gilt daher auch den Haushaltspoliti-
kern des Bundestags. Die Erhöhung der
Mittel ist angesichts der großen Heraus-
forderung in den nächsten Jahren uner-
lässlich. Der Hochwasserschutz ist eine be-
deutende gesamtgesellschaftliche He-
rausforderung. Mit den Mitteln unter-
stützt der Bund die Länder bei der Umset-
zung überregional wirkender Maßnah-
men des präventiven Hochwasserschut-

zes. Sie sehen also: Die Mittel des 10-Mil-
liarden Euro-Investitionsprogramms der
Bundesregierung werden gut genutzt.“

Zur Erinnerung: Im vergangenen Herbst
haben sich Bund und Länder gemeinsam
auf das Nationale Hochwasserschutzpro-
gramm verständigt, das eine detaillierte
Liste mit Projekten zum Schutz vor Hoch-
wassern umfasst. Gemeinsam mit den für
den Hochwasserschutz zuständigen Län-
dern wurden unter Koordinierung des
Bunds prioritäre Maßnahmen ausge-
wählt. Dazu gehören beispielsweise große
Flutpolder als Hochwasserrückhaltungen,
Deichrückverlegungen und die Beseiti-
gung von Schwachstellen bei Deichen.
Dabei wurden nicht aus allen Ländern
Maßnahmen berücksichtigt, sondern nur
dort, wo sie besonders effektiv wirken.
Zum ersten Mal gibt es damit eine bun-
desweite Aufstellung mit überregional
wirkenden vordringlichen Hochwasser-
schutzmaßnahmen für die nächsten 20
Jahre.

Mit herzlichen Grüßen aus Stuttgart

Ihr

Dieter A. Kuberski
Verleger
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ZEITGESCHEHEN

3,5 Milliarden für finanzschwache Kommunen

Geldsegen aus Berlin

Der Deutsche Städtetag begrüßt die
Initiative des Bunds für 3,5 Milliarden
Euro Investitionshilfe und bewertet sie
als sinnvolles Instrument, um finanz-
schwachen Kommunen dringend not-
wendige Investitionen zu ermögli-
chen. Darüber hinaus müsse es weiter-
hin das Ziel sein, den kommunalen Fi-
nanzdruck und damit die Notwendig-
keit von Ad-hoc-Hilfsprogrammen für
die Zukunft zu verringern. Die Städte
appellieren deshalb an Bund und Län-
der, bei den laufenden Beratungen
über die föderalen Finanzbeziehungen
die Leistungsfähigkeit der Kommunen
auf Dauer zu stärken.

Die Vizepräsidentin des Deutschen Städte-
tags, die Ludwigshafener Oberbürgermeis-
terin Dr. Eva Lohse, sagte nach einer Sit-
zung des Präsidiums in Mülheim an der
Ruhr: „Strukturschwache Städte können

angesichts des teilweise schlechten Zu-
stands ihrer öffentlichen Infrastruktur nicht
so lange warten, bis die Neuregelung der
föderalen Finanzbeziehungen hoffentlich
auch ihnen hilft. Deshalb ist das Investiti-
onsprogramm des Bunds sinnvoll und nö-
tig. Es zeigt, dass der Bund bereit ist, Ver-
antwortung zu übernehmen, um den
wachsenden Unterschieden zwischen
strukturstarken und strukturschwachen
Städten und ihren Regionen entgegenzu-
wirken.“ Auch der übergebene Abschluss-
bericht der Expertenkommission „Stär-
kung von Investitionen in Deutschland“
bestätige, dass nur mit starken kommuna-
len Investitionen die Wirtschaft in Deutsch-
land insgesamt gestärkt und die Zukunfts-
fähigkeit des Standorts gesichert werden
können.

Der Bund plant für die Jahre bis 2018 Mittel
in Höhe von 3,5 Milliarden Euro über ein

Sondervermögen für finanzschwache
Kommunen bereitzustellen. Jetzt komme
es darauf an, dass die Länder das Pro-
gramm rasch umsetzen und in Absprache
mit den kommunalen Spitzenverbänden
tragfähige Kriterien für den Kreis der an-
spruchsberechtigten Kommunen definie-
ren: „Das Geld muss tatsächlich dort an-
kommen, wo es besonders gebraucht wird
– bei den finanzschwachen Kommunen“,
so Lohse. Ziel sei es, dass strukturschwache
Kommunen baldmöglichst dringende Ar-
beiten anpacken und investieren können,
beispielsweise Schulen reparieren, Kitas
ausbauen oder städtische Gebäude ener-
getisch sanieren.

Der Gesetzentwurf des Bunds sieht außer-
dem vor, dass zusätzlich zu der Soforthilfe
für die Kommunen von jeweils 1 Milliarde
Euro in den Jahren 2015 bis 2017, im Jahr
2017 weitere 1,5 Milliarden Euro zur Ent-
lastung von Sozialausgaben bereitgestellt
werden.

Städtetags-Vizepräsidentin Lohse machte
deutlich: „Die Aufstockung der Soforthilfe
im Jahr 2017 ist angesichts der aktuellen
Steigerungsraten der Sozialausgaben hilf-
reich und dringend nötig. Sie kann aber nur
eine Übergangslösung darstellen, bevor es
zu einer stärkeren und vor allem nachhal-
tigen Entlastung kommt. Die finanziellen
Probleme der Kommunen werden vorran-
gig durch stetig steigende Sozialausgaben
verursacht. Diese werden im laufenden
Jahr erstmals über 50 Milliarden Euro lie-
gen.“ Ab 2018 wurde im Koalitionsvertrag
eine jährliche Entlastung der Kommunen
um 5 Milliarden Euro bei den Sozialausga-
ben zugesagt. Diese müsse rechtzeitig in
dieser Legislaturperiode fest verankert
werden, damit die Kommunen damit in ih-
ren Haushalten planen können.

Geldsegen aus Berlin: Der Bund hilft finanzschwachen Städten und Gemeinden.
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